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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über allgemeine Regeln für die 
Destillation von Tafelwein in der Zeit vom 15. Februar 1975 bis zum 31. März 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
p äischen Wirts chaf t sgeme ins chaf t , 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1532/74^), insbesondere auf 
Artikel 7 Absatz 1 , 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
kann für den Fall, daß eine Festigung der Preise 
durch die Gewährung von Beihilfen für die private 
Lagerhaltung von Tafelwein allein nicht erreicht 
werden kann, die Destillation beschlossen werden. 

Beihilfen für die private Lagerhaltung von Tafel- 
wein werden seit Ende des Jahres 1973 für Weine 
der Arten R I, R III, A I und A II gewährt; dennoch 
liegen die Preise dieser Weine in der Mehrzahl 
unter den Auslösungspreisen. 

Die Möglichkeit, für die Tafelweinarten R I, R II 
und A I Lagerverträge mit einer Laufzeit von neun 
Monaten zwischen dem 16. Dezember 1974 und dem 
15. Februar 1975 zu schließen, hat keine spürbare 
Festigung der Weinpreise bewirkt. 

Auf Grund der reichen Ernte des laufenden Wirt- 
schaftsjahres und der umfangreichen Vorräte des 
vorhergehenden Wirtschaftsjahres ist Wein in sol- 
chen Mengen verfügbar, daß der normale Bedarf die- 
ses Weinwirtschaftsjahres weit überschritten wird. 


Die Voraussetzungen für die Auslösung von 
Destillationsmaßnahmen sind erfüllt. 

Es ist erforderlich, die Bedingungen für diese 
Destillationsmaßnahmen genau festzulegen. Insbe- 
sondere darf der Preis der für die Destillation be- 
stimmten Weine keinen Anreiz für die Erzeugung 
hauptsächlich zur Destillation bestimmter Weine dar- 
stellen. Gleichzeitig muß er jedoch genügend an- 
ziehend sein, damit die Maßnahmen Erfolg haben. 

Um die Tragweite der Maßnahme in Grenzen zu 
halten, sollte deren Geltungsdauer eingeschränkt 
werden. Außerdem muß eine Handhabe geschaffen 
werden, um die Destillation einzustellen, falls die 
oben erwähnten Tafelweinpreise wieder die Aus- 
lösungspreise überschreiten. 

Die Preise für zur Destillation bestimmte Weine 
erlauben keine normale Vermarktung der durch die- 
ses Verfahren gewonnenen Erzeugnisse. Daher muß 
eine Beihilfe gewährt werden, deren Betrag unter 
Berücksichtigung der normalen Kosten so festzuset- 
zen ist, daß die betreffenden Erzeugnisse vermark- 
tet werden können. 

Es ist erforderlich, daß in jedem beteiligten Mit- 
gliedstaat eine Stelle mit der Durchführung der be- 
treffenden Bestimmungen beauftragt wird - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Destillation von Tafelwein ist nach Maßgabe 
dieser Verordnung zulässig. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 21. Jimi 1974, S. 1 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 6307 Wachtberg-VMIlp 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, GoethestraBe 56. Telefon 02221 / 36 35 51 



Drucksache 7/3231 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Artikel 2 

1. Erzeuger, die ihre gesamte Tafelweinernte oder 
einen Teil davon brennen lassen wollen, schlie- 
ßen, gegebenenfalls durch Vermittlung der Inter- 
ventionsstelle, mit den Brennereien ihrer Wahl 
Verträge über die Lieferung von Tafelwein ab. 

2. Diesen Verträgen zufolge 

a) kauft die Brennerei die im Vertrag angege- 
bene Tafelweinmenge; 

b) ist die Brennerei verpflichtet, diesen Wein 
zu brennen und dafür mindestens den in Arti- 
kel 3 genannten Preis zu zahlen, 

3. In den Verträgen sind anzugeben: 

a) Menge, Farbe und vorhandener Alkoholge- 
halt der zu brennenden Tafelweine, 

b) Name und Anschrift des Erzeugers, 

c) Ort der Lagerung des Weins, 

d) Name des Brenners bzw. Firma der Brennerei, 

e) Anschrift der Brennerei. 


Artikel 3 

1. Der Mindestankaufspreis für zur Destillation be- 
stimmte Tafelweine wird auf 1,55 RE je Grad 
und Hektoliter festgesetzt. 

2. Dieser Preis gilt für Ware ohne Behältnis ab Er- 
zeugerbetrieb. 


Artikel .4 

1. Die in Artikel 2 genannten Verträge über die 
Lieferung von Tafelwein dürfen weder vor dem 
15. Februar 1975 noch nach dem 28. Februar 1975 
geschlossen werden. 

2. Die Destillation darf weder vor dem 15. Februar 
1975 noch nach dem 31. März 1975 erfolgen. 


3. Es kann jedoch beschlossen werden, den Zeit- 
punkt für die Beendigung der Destillationsmaß- 
nahmen vor allem dann vorzuverlegen, wenn die 
Durchschnittspreise sämtlicher Tafelweinarten auf 
allen Handelsplätzen während zweier aufein- 
anderfolgender Wochen über den entsprechenden 
Auslösungspreisen liegen. 


Artikel 5 

Die durch Destillation von Tafelwein gewonnenen 
Erzeugnisse dürfen einen Alkoholgehalt von 

— 86° und mehr oder 

— 85° und weniger 

mit einer Toleranzspanne von — 0,4° oder + 0,4° 
aufweisen. 


Artikel 6 

1. Für jeden Hektoliter destillierten Weins gewährt 
die Interventionsstelle eine Beihilfe. 

2. Die Beihilfe beträgt: 

— 0,70 RE je Grad und Hektoliter, wenn der 
Wein zu einem in Artikel 5 erster Gedanken- 
strich genannten Erzeugnis verarbeitet wurde, 

— 0,58 RE je Grad und Hektoliter, wenn der 
Wein zu einem in Artikel 5 zweiter Gedan- 
kenstrich genannten Erzeugnis verarbeitet 
wurde. 

3. Die Beihilfe darf nur dann gezahlt werden, wenn 
die in Artikel 2 vorgesehenen Verträge vorgelegt 
werden und der Nachweis dafür erbracht wird, 
daß 

— die Verträge während des in Artikel 4 Ab- 
satz 1 genannten Zeitraums geschlossen wur- 
den, 

— die Destillation in dem in Artikel 5 Absatz 2 
genannten Zeitraum stattgefunden hat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
11. Februar 1975 - 1/4 -680 70 -E~ Ta 20/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Januar 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten bezeichnen eine Interven- 
tionsstelle, die mit der Durchführung dieser Ver- 
ordnung beauftragt ist. 

2. Zuständig ist die Interventionsstelle des Mitglied- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Destillation 
erfolgt. 


Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Finanzielle Auswirkungen 

Geht man davon aus, daß insgesamt 5 Mio hl destil- 
liert werden, davon 3 Mio hl in Frankreich und 
2 Mio hl in Italien, und daß die erzeugten Alkohol- 
und Branntweinmengen gleich sind, so belaufen 
sich die Kosten auf 32 Mio RE (durchschnittlich 0,64 
RE/Grad/hl). 

Da sich die bei dem entsprechenden Haushaltsposten 
des Haushaltsplans 1975 eingesetzten Mittel auf 42,5 
Mio RE belaufen (Artikel 6911), können die durch 
die vorgeschlagenen Destillationsmaßnahmen ent- 
stehenden Ausgaben im Rahmen der verfügbaren 
Mittel finanziert werden. 

Außerdem sind aufgrund dieser Maßnahmen im 
Zuckersektor gewisse Einsparungen zu erwarten. 
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